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Einfiihrung

Die bedeutenden Anderungen des europdischen Rechtsrahmens der amtlichen Statistik, zusam-
men mit den gestiegenen Anforderungen an die Qualitat und Flexibilitat der Statistik, schaffen
durch die gleichzeitigen Budgetkiirzungen einen erheblichen Druck zur Fortentwicklung des sta-
tistischen Systems. Diesen Herausforderungen kann die deutsche amtliche Statistik nur gerecht
werden, wenn ihre rechtlichen Grundlagen umfassend reformiert werden. Deshalb hat der Statis-
tische Beirat in seiner Tagung am 28. Juni 2011 eine Arbeitsgruppe (AG) zur Fortentwicklung der
amtlichen Statistik, insbesondere des Bundesstatistikgesetzes (BStatG), eingesetzt. Im Laufe
der Arbeit entstanden so 40 Empfehlungen, die in die Fortentwicklung der gesetzlichen Grundla-
gen der amtlichen Statistik einflieBen sollen.

Die gegenwadrtige, dynamische Entwicklung des europdischen Statistikrechts mag die eine oder
andere Empfehlung schnell veralten lassen. Es ging aber um mehr, als europdische Regelungen
im Bundesrecht blo3 nachzuvollziehen: Die Empfehlungen versuchen, {iber die traditionellen
Paradigmen hinaus neue Wege in der Statistik auszuloten.
Die Empfehlungen sind nach vier Themenbereichen geordnet:

1. Auftrag — Programm — Nutzer

2. Flexibilisierung (der Anordnung und Durchfiihrung von Statistiken)

3. Zugang zu Einzelangaben (Mikrodaten)

4. Verwaltungsdaten
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1.  Auftrag — Programm — Nutzer

Unter diesem Thema stehen Empfehlungen, die vor allem die grundsatzlichen Bestimmungen in
den ersten Paragraphen des Bundesstatistikgesetzes in den Blick nehmen und sich mit folgen-
den Fragen auseinandersetzen: ,Was ist der Zweck und wer sind die Adressaten der Bundessta-
tistik?“, ,,Wie kann die Forschungstatigkeit des Statistischen Bundesamtes im Bundesstatistik-
gesetz verankert werden?“, ,Sollte das Statistische Bundesamt auch fiir Dritte Erhebungen
durchfiihren diirfen?“. Dariiber hinaus ging es um die Struktur und Aufgabe des Statistischen
Beirates im Kontext einer Programm- und Ressourcenplanung fiir die Bundesstatistik.

Politischer und gesellschaftlicher Stellenwert der Statistik/
Wissenschaftliche Methodenforschung als Aufgabe der Bundesstatistik

Die Bedeutung der Statistik (Bundesstatistik) fiir Politik und Gesellschaft wird nicht gebiihrend
wahrgenommen und wertgeschiitzt. Dies ist auch darin begriindet, dass die Rolle der Bundessta-
tistik als offentliches Gut im BStatG nicht offensiv genug herausgearbeitet wird.

Obwohl § 1 BStatG festlegt, dass die Statistik fiir Bundeszwecke ihre Daten ,,unter Verwendung
wissenschaftlicher Erkenntnisse“ gewinnt, legt das Gesetz nicht ausdriicklich fest, dass das Sta-
tistische Bundesamt oder weitere mit der Erstellung der Bundesstatistik befasste Stellen diese
wissenschaftlichen Erkenntnisse selbst gewinnen miissen. Die mangelnde gesetzliche Veranke-
rung der wissenschaftlichen Forschung zur Entwicklung der Bundesstatistik erschwert auch die
Werbung der statistischen Amter um akademischen Nachwuchs und schwicht ebenso deren Posi-
tion, wenn es um das Einwerben von Forschungsmitteln und um die Zusammenarbeit der amtli-
chen Statistik mit Universitdten oder anderen wissenschaftlichen Einrichtungen geht.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

1. §1 BStatG soll die Bedeutung der Statistik als unabdingbare Voraussetzung fiir fundierte
politische, unternehmerische und gesellschaftliche Entscheidungen stdrker herausstellen
und den umfassenden Infrastrukturcharakter der amtlichen Statistik fiir alle gesellschaft-
lichen Gruppen stdrker herausarbeiten.

2. §2 BStatG soll den Informationsbedarf aller interessierten Nutzergruppen stdrker beriick-
sichtigen und eine abgestimmte Finanz- und Programmplanung stdrker gesetzlich verankern.

3. Auch § 3 BStatG soll den Informationsbedarf aller in § 1 BStatG adressierten Nutzergruppen
beriicksichtigen.

4. Den in § 3 BStatG genannten Aufgaben des Statistischen Bundesamtes sollte klarstellend
hinzugefiigt werden, dass die Vorbereitung und Weiterentwicklung der Bundesstatistik die
dazu noétige unabhdngige wissenschaftliche Forschung (ggf. Erweiterung in Richtung einer
Forschungseinrichtung) einschlief3t.
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Erhebungen fiir (6ffentliche und private) Dritte

Bundesstatistiken stehen unter Gesetzesvorbehalt. Auftraggeber fiir Bundesstatistiken kann da-
her nur der Gesetzgeber sein. Die Bundesregierung kann auflerdem in bestimmten Fillen Bun-
desstatistiken per Rechtsverordnung anordnen (§ 5 Absatz 2 BStatG) oder ein Bundesministerium
kann in dringenden Féllen um Erhebungen nach § 7 BStatG ersuchen. Da das Mandat des Statis-
tischen Bundesamtes zur Erhebung von Daten nur die Daten im Zusammenhang mit Bundessta-
tistiken betrifft, darf das Bundesamt fiir Dritte nach geltender Rechtslage keine Erhebungen
durchfiihren. Diese Einschrénkung fiihrt dazu, dass spezifischer Nutzerbedarf nicht durch speziel-
le Erhebungen gedeckt werden kann, selbst wenn die Finanzierung solcher Erhebungen gesichert
wdre und das Fachministerium zustimmt.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

5. Es sollte gepriift werden, ob dem Statistischen Bundesamt unter bestimmten Voraussetzun-
gen — z. B. Genehmigungsvorbehalt des fachlich zustandigen Bundesministeriums, Definition
von ,,Dritten”, Anwendung der Vorschriften des BStatG — die Durchfiihrung von Erhebungen
fiir Dritte gestattet werden konnte.

Programm - Relevanz — Mitgestaltung der Nutzer
- einschlieBlich der Rolle des Statistischen Beirats

Deutschland muss einen Weg finden, auf den mdglichen Wegfall von Statistiken oder neue Anfor-
derungen zum Beispiel der Europdischen Union zu reagieren — im Sinne einer nationalen Pro-
gramm- und Finanzierungsplanung.

Im Rahmen einer solchen nationalen statistischen Programm- und Finanzierungsplanung sind
Prioritdten zu setzen und die Haushaltsvorgaben mit dem Nutzerbedarf, den Mdglichkeiten der
Produzenten sowie der Bereitwilligkeit der Auskunftgebenden abzustimmen.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

6. Es soll eine nationale statistische Programmplanung und Prioritdtensetzung durchgefiihrt
werden, welche die europdische (Mehr-)Jahresplanung und die nationalen Haushaltsvorga-
ben mit dem Nutzerbedarf, den Mdglichkeiten der Produzenten sowie den Interessen der
Auskunftgebenden abstimmt.

7. In die Programmplanung soll die Expertise des Statistischen Beirats maBgeblich einge-
bracht werden. Dabei obliegt es dem Beirat, in einer Gesamtschau positive und negative Pri-
oritdten zu setzen. In die Vorbereitung seiner Empfehlungen sind die Fachausschiisse einzu-
beziehen, um die fachspezifischen Nutzerbediirfnisse, Aufbereitungsfragen und Auskunfts-
belastungen von Anderungen der Einzelstatistiken zu kldren. Das Statistische Bundesamt
bringt die Empfehlungen des Beirats zum statistischen Programm in den politischen Ent-
scheidungsprozess ein.

8. Der Beirat sollte weiterhin zu Beginn der Legislaturperioden ,,Empfehlungen zur Weiterent-
wicklung der amtlichen Statistik*“ aussprechen.

9. Wegen der Unabhdngigkeit des Statistischen Beirats sollte dieser seinen Vorsitzenden wah-
len. Als Kandidaten fiir dieses Amt kommen der Prasident des Statistischen Bundesamts so-
wie die stimmberechtigten Mitglieder in Frage.

10. Die Deutsche Bundesbank soll im Statistischen Beirat Stimmrecht erhalten. Hiermit wird
ihrer Rolle als wichtiger Datennutzer sowie europdischen Ublichkeiten Rechnung getragen.
Auch die Zivilgesellschaft soll - durch das Biindnis fiir Gemeinniitzigkeit - mit Sitz und Stim-
me im Statistischen Beirat vertreten sein.
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2.  Flexibilisierung

Eine Flexibilisierung der Anordnung und Durchfiihrung von Bundesstatistiken ist seit vielen Jah-
ren ein Anliegen des Statistischen Beirats'. Seine Empfehlungen hierzu betreffen drei Bereiche:
Einfachere und schnellere rechtliche Anordnung, Anderung und Ausgestaltung von Statistiken
und — etwas spezieller — erweiterte Moglichkeiten der Erhebungen fiir besondere Zwecke (Ad-
hoc-Erhebungen) nach § 7 Bundesstatistikgesetz in diesem Zusammenhang, sowie zur effizien-
teren Arbeitsteilung zwischen den statistischen Amtern.

Vereinfachung der rechtlichen Anordnung von Statistiken, flexiblere Anordnung und Ausgestal-
tung von Erhebungen

Die detaillierte Regelung von Bundesstatistiken in Gesetzen nach dem Prinzip ,keine Statistik
ohne Gesetz* begrenzt die inhaltliche Flexibilitit der Bundesstatistik auf das Tempo, in dem sich
die gesetzlichen Grundlagen dndern lassen.

Um die rechtliche Anordnung von Statistiken zu vereinfachen, soll das BStatG zukiinftig nur noch
einen allgemeinen Rechtsrahmen fiir die amtliche Statistik aufspannen. Sofern gesetzliche Statis-
tikregelungen notwendig bleiben, sollten sie sich zukiinftig auf einen Mindestregelungsumfang
beschrinken. Details des statistischen Erhebungsprogramms sollten untergesetzlich geregelt
und viel stdrker flexibel gehalten werden. So sollte im BStatG die Mdglichkeit erweitert werden,
nach der die statistischen Amter Erhebungen ohne Auskunftspflicht durchfiihren diirfen, ohne
dass diese durch eine spezifische Rechtsvorschrift angeordnet sind. Ein Beispiel hierfiir kann die
Erfiillung der Lieferverpflichtungen aufgrund der EU-Verordnung iiber die Energiestatistik durch
eine § 7-Erhebung sein (siehe auch weitere Empfehlungen zur ,,§ 7-Erweiterung*, S. 8).

Der Statistische Beirat empfiehlt:

11. Der Gesetzgeber sollte klarstellen, dass unter den in § 5 Absatz 2 BStatG genannten Voraus-
setzungen auch bereits gesetzlich angeordnete Bundesstatistiken ergdanzt werden kénnen.
Dies betrifft insbesondere Merkmale, aber auch den Kreis der zu Befragenden.

12. Der Gesetzgeber sollte bei Erhebungen mit und ohne Auskunftspflicht den statistischen Am-
tern die Moglichkeit einrdumen, von der Erhebung abzusehen, soweit die Ergebnisse in aus-
reichender Qualitat auch auf anderem Weg ermittelt werden kdnnen. Dies sollte ohne
Rechtsverordnung und ohne zeitliche Beschrankung zuldssig sein.

13. Der Gesetzgeber sollte im BStatG eine Ermdchtigung schaffen, dass die Bundesregierung
bzw. das zustandige Bundesministerium mit Zustimmung des Bundesrates Rechtsverord-
nungen erlassen kann, um Erhebungen mit Auskunftspflicht anzuordnen, wenn dies zur Er-
fiillung von Lieferverpflichtungen gegeniiber Eurostat erforderlich ist.

14. Der Gesetzgeber sollte, soweit Angaben von wirtschaftlichen Einheiten (Unternehmen, Betrie-
be) betroffen sind, auch bei Bundesstatistiken mit Auskunftspflicht nur die Merkmale fest-
legen und nicht Merkmalsausprdagungen oder Definitionen von Merkmalen. Diese Empfeh-
lung gilt auch fiir entsprechende Sekundarstatistiken. Bei Einzelstatistikgesetzen, die die Er-
hebung von Angaben vorsehen, die sich auf natiirliche Personen und private Haushalte be-
ziehen, sollte der Gesetzgeber jeweils sorgféltig priifen, welches MaB an Detailliertheit zum
Schutz der Grundrechte der Betroffenen erforderlich ist, und den statistischen Amtern ein
hohes Maf an Flexibilitat hinsichtlich des Frageprogramms gewahren.

! Zu erinnern ist an den Beirats-Workshop ,,Flexibilisierung der amtlichen Statistik vom 24./25.2.2003 in
Berlin, dessen Ergebnisse im Band 40 der Reihe ,Forum der Bundesstatistik* (Statistisches Bundesamt,
2003) veroffentlicht sind.
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Arbeitsteilung zwischen statistischen Amtern

Fiir die Durchfiihrung von Erhebungen sind nach Artikel 83 GG grundsdtzlich die Statistischen
Landesdmter innerhalb ihres jeweiligen Bundeslandes zustdndig. In einzelnen Statistikgesetzen
sind allerdings auch heute schon andere Zustdndigkeiten definiert (etwa Auf3enhandelsstatistik).

Andere, effizientere Formen der Arbeitsteilung bediirfen umfangreicher Abstimmungsprozesse
und hinsichtlich hoheitlicher Ma3nahmen wiederum Regelungen in den entsprechenden Einzel-
gesetzen oder in Staatsvertrdgen. Um die dmteriibergreifende Arbeitsteilung zu erleichtern, wur-
de im Jahr 2005 der § 3a in das BStatG eingefiigt. Dieser schlief3t jedoch die Heranziehung zur
Auskunftserteilung und die Durchsetzung der Auskunftspflicht als ,,hoheitliche“ Aufgaben aus-
driicklich aus.

Unter dem Gesichtspunkt einer effizienten Aufgabenerledigung muss die Mdglichkeit geschaffen
werden, ein komplettes Erhebungsverfahren fiir eine begrenzte Anzahl von Statistiken nach dem
Prinzip ,,ein Amt fiir alle“ durchzufiihren — in einem nachvollziehbaren Verfahren unter Beachtung
der Hoheitsrechte der jeweiligen Bundesldnder. Um dies umzusetzen, wiére die Beschrdnkung der
dmteriibergreifenden Zusammenarbeit durch § 3a Satz 2 BStatG aufzugeben. Sodann kénnen die
an einem zentralen Verfahren interessierten Statistischen Landesdmter einen Staatsvertrag ab-
schliefien, um ein Statistisches Landesamt mit der vollstdndigen Durchfiihrung einer bestimmten
Statistik zu beauftragen.

Alternativ kbnnten einzelne Bundesldnder einen Rahmen-Staatsvertrag abschlief3en, der Kriterien
fiir die Ubertragung von Hoheitsrechten fiir die Erstellung von Statistiken im Rahmen der ,,Zentra-
len fachlichen Produktion“ (ZfP) nennt. Fiir die Durchfiihrung konkreter Statistiken wdren dann
Verwaltungsvereinbarungen abzuschliefSen.

Unter bestimmten Bedingungen kann eine zentrale Erstellung von Statistiken auch durch das
Statistische Bundesamt erfolgen — etwa wenn es mit Blick auf die kurzfristige Erfiillung supra- und
internationaler Berichtspflichten einschlieflich der Bearbeitung methodischer und fachlicher
Riickfragen auf eine sehr schnelle Bearbeitung ankommt.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

15. Es sollte der Weg zu einer ,,zentralen Produktion“ fiir kleinere Statistiken iiber alle Erhe-
bungsstufen gebahnt werden.

§ 7-Erweiterung (Erhebungen fiir besondere Zwecke)

§ 7 BStatG ist eine Ausnahmeregelung zum Prinzip , keine Statistik ohne Gesetz“. Diese Ausnah-
me soll helfen,

o kurzfristig auftretenden Datenbedarf ,fiir Zwecke der Vorbereitung und Begriindung
anstehender Entscheidungen oberster Bundesbehérden“ zu decken;
e wissenschaftlich-methodische Fragen (z. B. der Datenerhebung) zu kidren.

Seinem Charakter als Ausnahmeregelung entsprechend ist das Mandat des § 7 BStatG in vier-
facher Hinsicht beschrdnkt:

e maximal 20 000 Befragte,
keine Auskunftspflicht,

e Einschrinkung der Zwecke (Regierungsentscheidung oder Methodentest) und
Ankniipfung an den Bedarf der obersten Bundesbehérden,

e Befristung von Wiederholungsbefragungen auf fiinf Jahre nach erster Befragung.
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Der geltende § 7 BStatG ist eine Erlaubnis zur Durchfiihrung einer Erhebung, aber keine Verpflich-
tung: ,,...dirfen Bundesstatistiken ohne Auskunftspflicht durchgefiihrt werden“. Nach § 7 BStatG
erhobene Statistiken sind ,,Statistiken fiir Bundeszwecke“ und unterliegen den Anforderungen
des BStatG, besonders des § 1 BStatG. Fiir die erhobenen Angaben gelten hinsichtlich Geheim-
haltung, Verkniipfung usw. ebenfalls die Bestimmungen des BStatG.

Die Verordnung (EG) Nr. 223/2009 (iber europdische Statistiken (EUStatVO) sieht in Artikel 14
Absatz 2 (Durchfiihrung des Europdischen Statistischen Programms) zur ,,Bewdltigung eines un-
erwarteten [Daten-] Bedarfs“ die ,,zeitlich begrenzte statistische Direktmanahme*“ vor, die der
§ 7-Erhebung dhnelt, sowie in Absatz 1 Buchstabe c das Instrument einer ,,Vereinbarung*“ zwi-
schen den nationalen Statistikdmtern und Eurostat, dessen spezielle Ausgestaltung als ,,ESS-
Vereinbarung“’ von Eurostat geplant, aber noch nicht abschliefend konkretisiert ist.

Die Probleme liegen in den einschridnkenden Vorbedingungen, die sich an das Zustandekommen
von § 7-Erhebungen kniipfen und die den flexiblen Einsatz stark begrenzen. Insbesondere sind
§ 7-Erhebungen derzeit nicht geeignet, um Lieferverpflichtungen gegeniiber der Europdischen
Union zu erfiillen, um an freiwilligen international vergleichenden Erhebungen teilzunehmen oder
um Phdnomene beobachten zu kbnnen, die sich schneller verdndern, als dass eine im ordent-
lichen Gesetzgebungsverfahren konzipierte Bundesstatistik dies abbilden kénnte.

Das Potenzial des § 7 BStatG zur Vereinfachung der Durchfiihrung von Bundesstatistiken betrach-
ten auch die Empfehlungen zur ,,Vereinfachung*, s. o.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

16. Voraussetzung fiir Bundesstatistiken nach § 7 Absatz 1 BStatG soll nur mehr eine Verein-
barung zwischen der jeweils zustandigen obersten Bundesbehérde und dem Statistischen
Bundesamt sein. Es diirften demnach Bundesstatistiken ohne Auskunftspflicht nach Verein-
barung zwischen der jeweils zustdndigen obersten Bundesbehdrde und dem Statistischen
Bundesamt durchgefiihrt werden. Unter diesen Bedingungen sollen die Bundesministerien
starker das Instrument der § 7-Erhebung nutzen, um ihren Datenbedarf zu decken.

17. Die Begrenzung der Hochstzahl der Befragten (§ 7 Absatz 4 BStatG) sollte entfallen.

18. Die Befristung sollte sich nur auf Erhebungen nach § 7 Absatz 2 BStatG (Erhebungen zur Kla-
rung wissenschaftlich-methodischer Fragen) beziehen.

2 ESS = Europdisches Statistisches System, d. h. Gesamtheit der nationalen statistischen Amter aller EU-
Mitgliedstaaten sowie des statistischen Amtes der EU (Eurostat).

8
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3.  Zugang zu Einzelangaben (Mikrodaten)

Jahrzehntelang war die Auswertung der Einzelangaben zu Bundesstatistiken (Mikrodaten) neben
dem Standard-Tabellenprogramm den statistischen Amtern vorbehalten, und zwar schon aus
technischen Griinden. Das Statistikgeheimnis profitierte insofern von den beschrankten techni-
schen Mdglichkeiten. Entsprechend wurde aber auch das Potenzial der Mikrodaten nicht voll
ausgeschopft. Heute sind spezielle Auswertungen und Aufbereitung der Mikrodaten maglich, die
zur Zeit der Konzeption des Bundesstatistikgesetzes und auch zur Zeit des ,Volkszdhlungs-
urteils“ noch nicht absehbar waren. Diese Auswertungen kénnen die statistischen Amter alleine
nicht leisten. Welche Institutionen sollten unter welchen Bedingungen und zu welchen Zwecken
ebenfalls Zugang zu Einzelangaben aus Bundesstatistiken erhalten?

Zugang kommunalstatistischer Stellen zu Einzelangaben der Bundesstatistik

Bislang ist die Ubermittlung von statistischen Einzelangaben an die abgeschotteten Statistikstel-
len der Gemeinden nur in einigen wenigen Statistikgesetzen vorgesehen, so etwa dem Zensus-
gesetz 2011, dem Uberschuldungsstatistikgesetz und dem Hochbaustatistikgesetz. Es besteht
das dringende Anliegen der Kommunalstatistik, dass ihre Interessen im Hinblick auf die Ubermitt-
lung von Einzelangaben aus Bundesstatistiken in weiteren einzelstatistischen Rechtsvorschriften
Beriicksichtigung finden, die den fachlichen und rdumlichen Zustédndigkeitsbereich der Kommu-
nen beriihren. Hierzu soll sich der Bundesgesetzgeber durch eine wegweisende positive Norm im
Bundesstatistikgesetz verpflichten.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

19. Im Bundesstatistikgesetz soll eine Regelung eingefiihrt werden, welche den Gesetzgeber
dazu verpflichtet, die Interessen der Kommunalstatistik im Hinblick auf die Ubermittlung
von Einzelangaben aus Bundesstatistiken in der jeweiligen einzelstatistischen Rechtsvor-
schrift zu beriicksichtigen.

Zugang anderer Produzenten europdischer Statistiken zu Statistikregistern

Die Statistischen Amter des Bundes und der Lénder fiihren auf Grundlage von § 13 BStatG ein
Unternehmensregister fiir statistische Zwecke (Statistikregister — nachfolgend ,,URS“ genannt).
Dieses URS steht derzeit nur den Statistischen Amtern des Bundes und der Léinder zur Verfiigung.

Die ,,Statistikregisterverordnung“ (EG) Nr. 177/2008 verpflichtet die Mitgliedstaaten, fiir statisti-
sche Zwecke ein oder mehrere harmonisierte Register (Statistikregister) ,als Hilfsmittel fiir die
Vorbereitung und Koordinierung von Erhebungen, als Informationsquelle fiir die statistische Ana-
lyse der Unternehmenspopulation und ihrer Demografie, fiir die Verwendung administrativer
Daten und fiir die Identifizierung und den Aufbau statistischer Einheiten* (Artikel 1) zu errichten.

Andere Produzenten amtlicher Statistiken, wie die Deutsche Bundesbank, haben keinen Zugang
zu den Registerdaten des URS. Dadurch bleibt ein erhebliches Potenzial fiir Einsparungen und
Qualitdtsverbesserungen im Bereich der amtlichen Statistik ungenutzt.

Fiir die Ubermittlung von Einzelangaben aus dem bei den statistischen Amtern gefiihrten URS
gelten — nach nationalem Recht — die Geheimhaltungsbestimmungen des § 16 BStatG. Eine Uber-
mittlung von Angaben aus dem URS an die Deutsche Bundesbank oder andere Produzenten euro-
pdischer Statistiken ist weder in § 16 BStatG noch im Statistikregistergesetz (StatRegG) vorge-
sehen.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

20. Der Deutschen Bundesbank und anderen nationalen Produzenten europdischer Statistiken
soll im Rahmen ihrer Aufgaben im Europdischen Statistischen System (ESS) im erforder-
lichen Umfang Zugang zum statistischen Unternehmensregister (URS) gewahrt werden.
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Zugang der Wissenschaft zu Einzelangaben der Bundesstatistik
Erweiterung der Formen des Einzeldatenzuganags fiir die Wissenschaft

Eine Form der Nutzung von statistischen Einzelangaben ist die kontrollierte Datenfernverarbei-
tung (KDFV). Bei dieser Datennutzung kann grundsdtzlich ,,Jedermann® ein Auswertungspro-
gramm schreiben und zur Anwendung auf formal anonymisierten Einzeldatensdtzen an die For-
schungsdatenzentren (FDZ) der Statistischen Amter iibergeben. Diese iiberpriifen das Programm
auf unzuldssige Analyseparameter (Input) und den bei Ausfiihrung des Programms entstandenen
,»Output® auf absolute Geheimhaltung. Grundsdtzlich verlassen somit nur Einzelangaben die FDZ
der Statistischen Amter, die nach § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 BStatG keiner Geheimhaltung
bediirfen. Dieser Zugangsweg steht selbstverstindlich auch der Wissenschaft zur Verfiigung.
Diese geniefdt hierbei allerdings kein ,,Wissenschaftsprivileg®, sondern wird wie ,,Jedermann“
behandelt.

Nutzerkreis

Nach § 16 Absatz 6 BStatG sind nur Hochschulen oder sonstige Einrichtungen mit der Aufgabe
unabhdngiger wissenschaftlicher Forschung zugangsberechtigt. Nach der Verordnung (EG) Nr.
831/2002° kénnen z. B. auch Zentralbanken oder ,,sonstige Einrichtungen* (z. B. die Weltbank
oder OECD), die in eigenstdndigen Teilbereichen wissenschaftlich tdtig sind, Zugang zu vertrau-
lichen Daten erhalten.

Arbeiten mit formal anonymisierten Datensdtzen

Im ,,Safe-Center* (= Gastwissenschaftsarbeitspldtze, welche zukiinftig vielleicht sogar bei den FDZ
der Statistischen Amter eingerichtet werden) von Eurostat sind nach europdischen Regeln unter
anderem deutsche — formal anonymisierte* — Datensdtze zugdnglich. Nach nationaler Vorschrift
(§ 16 Absatz 6 BStatG) darf am Gastwissenschaftsarbeitsplatz in den FDZ des Bundes und der
Lander ,,nur* mit faktisch anonymisierten® Datensdtzen gearbeitet werden.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

21. Das ,Wissenschaftsprivileg“ soll im Rahmen der kontrollierten Datenfernverarbeitung
(KDFV) festgeschrieben werden, indem der Wissenschaft erlaubt wird, auf Basis von Zertifi-
zierungsregelungen im Rahmen eines echten Remote Access mit formal anonymisierten Da-
ten zu arbeiten.®

22. Harmonisierung der Nutzerkreise, die nach nationalem und EU-Recht zu Einzelangaben fiir
wissenschaftliche Zwecke zugangsberechtigt sind.

23. Harmonisierung von nationalem und EU-Recht, um der Wissenschaft zu erlauben, mit formal
anonymisierten Einzeldatensatzen in den Raumen der Forschungsdatenzentren (FDZ) der Sta-
tistischen Amter zu arbeiten.

24. Der Zugang der Wissenschaft zu Mikrodaten soll kostengiinstiger gestaltet werden als bis-
her.

3 Verordnung (EG) Nr. 831/2002 zur Durchfithrung der Verordnung Européische Gemeinschaft (EG)

Nr. 322/97 des Rates iiber die Gemeinschaftsstatistiken - Regelung des Zugangs zu vertraulichen Daten fir
wissenschaftliche Zwecke

“ Formal anonymisierte Daten enthalten in der Regel keine direkten Identifikatoren wie den Namen oder die
Adresse der Erhebungseinheit. Die Erhebungsmerkmale sind jedoch alle in den Daten enthalten.

> Faktisch anonymisierte Daten miissen den Bestimmungen des § 16 Absatz 6 BStatG gerecht werden, d.
h., es muss einen ,,unverhaltnismafig groen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft” erfordern, diese
Einzelangaben den Betroffenen zuzuordnen®.

¢ Zu dieser Empfehlung bestehen datenschutz- und sicherheitsrechtliche Bedenken.
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Zugang der obersten Bundes- und Landesbehdrden zu Einzelangaben aus Bundesstatistiken

Viele oberste Bundes- und Landesbehdrden verfiigen iiber IT-gestiitzte mit wissenschaftlichen
Methoden arbeitende Einheiten, die in der Lage sind, Mikrodaten mit statistischen Programmen
nach wissenschaftlichen Verfahren auszuwerten. Da diese Stellen nicht unter ,,Wissenschaft“
nach § 16 Absatz 6 BStatG subsumiert werden kénnen, haben sie nach geltender Rechtslage kei-
nen Zugang zu anonymisierten Einzelangaben.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

25. Es sollte gepriift werden, ob den obersten Bundes- und Landesbehdrden faktisch anonymi-
sierte Einzelangaben fiir wissenschaftliche Zwecke bereitgestellt werden kénnen, sofern die
betreffenden Einrichtungen die Gewahr fiir die raumliche und personelle Abschottung der Be-
reiche bieten, die mit Einzelangaben arbeiten.

11



November 2012 Statistischer Beirat: Empfehlungen zur Fortentwicklung der amtlichen Statistik

4.  Verwaltungsdaten

Das Thema Verwaltungsdatennutzung wird unter fiinf Aspekten behandelt: 1. grundsatzlicher
Zugang der statistischen Amter zu Verwaltungsdaten, 2. erweiterter Einsatz von Verwaltungsda-
ten in den Bevolkerungs- und Haushaltsstatistiken, 3. Moglichkeiten zur Vereinheitlichung der
Wirtschaftszweigzuordnung, 4. Erleichterung der Datenverkniipfung (Matching und Linking) und
5. Ubermittlung von aggregierten Verwaltungsdaten nach dem Verwaltungsdatenverwendungs-
gesetz an die Deutsche Bundesbank.

Grundsétzlicher Zugang der statistischen Amter zu Verwaltungsdaten

Um die Potenziale der Verwaltungsdatennutzung hinsichtlich Entlastungsméglichkeiten von Aus-
kunftgebenden und Nutzungsmdglichkeiten der amtlichen Statistik besser auszuschépfen, bedarf
es optimierter Rahmenbedingungen, die eine grundsdtzliche Zugangsregelung der statistischen
Amter zu Verwaltungsdaten fiir eine systematische Verwaltungsdatennutzung umfassen. Wh-
rend die Verordnung (EG) Nr. 223/2009 iiber europdische Statistiken (EUStatV0) und auch Statis-
tikgesetze in Osterreich und den Niederlanden allgemeine Regelungen zum Zugang zu Verwal-
tungsunterlagen enthalten, ist dies bislang im BStatG nicht der Fall.

Als Voraussetzung fiir eine kiinftige systematische statistische Verwendung von Verwaltungs-
daten wird die Schaffung einer allgemeinen, umfassenden Zugangsregelung fiir eine systemati-
sche Verwaltungsdatennutzung vorgeschlagen. Die entsprechende nationale Regelung sollte sich
an Artikel 24 der EUStatVO und § 10 des Osterreichischen Bundesstatistikgesetzes orientieren.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

26. Im BStatG soll ein grundsitzlicher Zugang der Statistischen Amter zu Verwaltungsdaten fiir
bundesstatistische Zwecke verankert werden. Die konkrete Ubermittlung von Verwaltungsda-
ten soll jedoch — wenn dies aus rechtlicher Sicht fiir notwendig erachtet wird - weiterhin
durch spezifische Rechtsgrundlagen geregelt werden. Im Sinne der Vereinfachung sollte hier-
fur eine Rechtsverordnung der Bundesregierung ausreichend sein. Eine solche Regelung
muss den verfassungsrechtlichen Bedenken der Kommunen Rechnung tragen.’

27. Die statistischen Amter sollten ein Zugangsrecht zu den wichtigen Informationen iiber po-
tenziell nutzbare Verwaltungsdaten sowie ein angemessenes Mitgestaltungsrecht bei der
Entstehung und Verdnderung dieser Verwaltungsdaten haben. Eine solche Regelung muss
den verfassungsrechtlichen Bedenken der Kommunen Rechnung tragen.’

7 Zu diesen Empfehlungen bestehen grundsétzliche Bedenken mit Blick auf die kommunale Selbstverwal-
tung.
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Verwaltungsdatennutzung in den Bevdlkerungs- und Haushaltsstatistiken

Fiir die Erstellung von Bevélkerungsstatistiken werden schon lange Verwaltungsdaten genutzt,
insbesondere Daten der Melderegister sowie der Personenstandsregister. Es gibt aber noch er-
hebliche Nutzungspotenziale, die zu einer deutlichen Entlastung der Bevdlkerung von statisti-
schen Auskunftspflichten sowie zu Kosteneinsparungen und Qualitdtssteigerungen bei der amtli-
chen Statistik beitragen kdnnen.

Grofiere Nutzungsmdglichkeiten von Verwaltungsdaten fiir die Haushalts- und Bevélkerungs-
Statistiken versprechen Regelungen fiir einen bundesweiten Auszug aus Bestandsdaten der Mel-
deregister sowie ein dauerhaftes Anschriften- bzw. Gebdude- und Wohnungsregister bei den sta-
tistischen Amtern. Dabei ist nicht daran gedacht, mit den Bestandsdaten der Melderegister ein
dauerhaftes zentrales Spiegelregister in der amtlichen Statistik zu fiihren.

Nach geltender Rechtslage muss das fiir den Zensus 2011° aufgebaute Anschriftenregister ge-
loscht und — bei analoger Regelung fiir den Zensus 2021 — kurz danach neu aufgebaut werden.
Ein dauerhaftes statistisches Anschriftenregister mit einem Minimum an Merkmalen verspricht
daher insbesondere erhebliche Entlastungs- aber auch Nutzungsmdglichkeiten.

Die Daten der Gebdude- und Wohnungszidhlung 2011 liefSen sich dazu nutzen, flichendeckend
ein Gebdude- und Wohnungsregister aufzubauen und dieses Register mit Verwaltungsdaten, z. B.
mit den Daten der Bauverwaltung, zu aktualisieren.

Auch durch eine Verkniipfung (Record Linkage) von Daten aus haushaltsstatischen Erhebungen
und Verwaltungsdaten wdren deutliche Entlastungen der Bevdlkerung von statistischen Aus-
kunftspflichten sowie Kosteneinsparungen und Qualitdtssteigerungen zu erreichen. Die Erlaubnis
zu dieser Verkniipfung wdre die Entsprechung zum geltenden, auf Wirtschafts- und Umweltstatis-
tiken bezogenen § 13a BStatG.

Die kommunalen Melderegister kénnten genutzt werden, um ein statistikinternes Personenregis-
ters aufzubauen und zu pflegen.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

28. Schaffung einer Rechtsgrundlage zur jahrlichen Ubermittlung der im Bevélkerungsstatistik-
gesetz fiir die Fortschreibung der Bevilkerung festgelegten (Erhebungs-) Merkmale fiir alle
mit alleiniger Wohnung sowie mit Haupt- und Nebenwohnung gemeldeten Personen aus den
Melderegistern an die amtliche Statistik zur Gewinnung von aktuellen Bestandsdaten iiber
die Bevolkerung mit anschlieBender Léschung der iibermittelten Daten.

29. Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines dauerhaften Anschriftenregisters mit
einigen grundlegenden Merkmalen (Wohnungen pro Adresse sowie Personen pro Adresse
(getrennt nach deutsch/nicht deutsch und Hauptwohnsitz/Nebenwohnsitz)) sowie zur Rege-
lung der laufenden Pflege des Registers.

30. Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines dauerhaften und flaichendeckenden Ge-
bdude- und Wohnungsregisters durch die amtliche Statistik. Ebenfalls gesetzlich geregelt
werden miisste die Aktualisierung dieses Registers mit dazu geeigneten Verwaltungsdaten
(Daten der Bauverwaltung etc.).’

31. Schaffung einer Rechtsgrundlage, die ein Record Linkage von haushaltsstatischen Erhebun-
gen und Verwaltungsdaten ermoglicht (analog zum geltenden, auf Wirtschafts- und Umwelt-
statistiken bezogenen § 13a BStatG).*" *°

32. Nutzung der kommunalen Melderegister zu Aufbau und Pflege eines statistikinternen Perso-
nenregisters.’

& Vgl. www.zensus2011.de
? Zu diesen Empfehlungen bestehen besondere datenschutzrechtliche Bedenken.
1% vgl. weiter unten das Thema ,,Matching und Linking von Daten*.
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Maoglichkeiten zur Vereinheitlichung der Wirtschaftszweigzuordnung von Wirtschaftseinheiten

Vor dem Hintergrund des in Rheinland-Pfalz praktizierten Verfahrens ,,Gewerbe-Online“ wurde
vorgeschlagen, die Wirtschaftszweigzuordnung von Unternehmen und Betrieben von einer Stelle
vorzunehmen und anderen Stellen mitzuteilen. Die statistischen Amter konnten diese Verwal-
tungsaufgabe aufgrund der bei ihnen bestehenden Kenntnisse sachgerecht durchfiihren.

Bevor ein einheitliches Verfahren vorgeschlagen werden kann, sind indessen verschiedene offene
Fragen zu kldren (unterschiedliche Definitionen von Wirtschaftseinheiten, Behandlung von Neu-
anmeldungen und Einheitenbestand, Verbindlichkeit der Wirtschaftszweigzuordnung, Kosten,
fehlende abgestimmte Haltung der statistischen Amter).

Dazu sollten zundchst Absprachen zwischen den zu beteiligenden Institutionen gefiihrt und die
Wirtschaftsministerkonferenz einbezogen werden, um die Realisierbarkeit des Vorschlags besser
abschditzen zu kénnen.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

33. Die Produzenten amtlicher Statistiken sollen die Moéglichkeit einer zentralen Wirtschafts-
zweigzuordnung priifen und gegebenenfalls auf eine konkrete Gesetzesinitiative hinwirken.
Dazu sollten zunachst Absprachen zwischen den zu beteiligenden Institutionen gefiihrt wer-
den.

Matching und Linking von Daten

Hinsichtlich der Zusammenfiihrung von Einzeldaten sind zwei Verfahren zu unterscheiden: Mittels
eines Record Linkage werden Datensdtze gleicher Merkmalstrdger anhand eines Identifikators
verkniipft. Dieses Identifikationsmerkmal erlaubt eine eindeutige Zuordnung von Datensdtzen
gleicher Merkmalstréger aus verschiedenen Datenquellen. Ein Statistical Matching fiihrt hinge-
gen Datensdtze aus unterschiedlichen Quellen auf der Basis von Ahnlichkeiten zusammen. Diese
Ahnlichkeiten werden anhand von Merkmalen bestimmt, welche in beiden Datenfiles vorhanden
sind. Die Datensdtze, welche zusammengefiihrt werden, stammen nicht notwendigerweise vom
gleichen Merkmalstrdger. Im Unterschied zum Record Linkage ist es zur Zusammenfiihrung von
Datenquellen mittels Statistical Matching nicht erforderlich, dass in den Datenquellen die glei-
chen Merkmalstrdger vorhanden sind oder ein eindeutiger Identifikator gegeben ist.

Eine Zusammenfiihrung von Unternehmensdaten nach dem Prinzip des Record Linkage ist seit
2005 auf der rechtlichen Grundlage des § 13a BStatG zuldssig und wegen des Vorhandenseins
von ldentifikatoren (etwa der Steuernummer) auch technisch mdglich. § 13a BStatG erlaubt je-
doch nur die Zusammenfiihrung von Einzelangaben, die

— zu Wirtschafts- und Umweltstatistiken gemacht wurden,

— aus dem Statistikregister stammen,

— die nach dem Verwaltungsdatenverwendungsgesetz iibermittelt wurden oder
— aus dffentlich zugédnglichen Quellen stammen.

Einzelangaben von anderen Datenproduzenten (z. B. Bundesagentur fiir Arbeit, Steuerbehéorden)
diirfen nur mit Erlaubnis der betroffenen Unternehmen mit den oben genannten Einzelangaben
zusammengefiihrt werden.

Statistical Matching erzeugt eine synthetische Datei, welche die Merkmale beider Datenquellen
aufweist, die fiir die Zusammenfiihrung herangezogen wurden. Ziel des Statistical Matching ist
es, ein Mikrodatenfile zu erzeugen, das die gemeinsame Verteilung der Merkmale aus den beiden
Ausgangsdateien enthdlt. Die Datensdtze der synthetischen Datei sind das Ergebnis einer Fusion
und nicht das Resultat einer empirischen Messung. In der Regel haben die Datensdtze der synthe-
tischen Datei keine empirische Entsprechung. Ein Statistical Matching ist grundsdtzlich auch jetzt
schon rechtlich zuldssig, da nicht Einzelangaben identischer, sondern ,,dhnlicher“ Merkmals-
trdger zusammengefiihrt werden. Zufdllig kbnnen jedoch durch Matching auch Einzeldatensdtze
ein und desselben Merkmalstrdgers zusammen gelangen. Dies wiire eine ,zufdllige*, mithin aber
keine ,vorsdtzliche“ Reidentifizierung ,,zum Zwecke der Herstellung eines Personenbezugs aufer-
halb der Aufgabenstellung“ des BStatG, die nach § 22 i. V. m. § 21 BStatG unter Strafe gestellt ist.
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Zur Schaffung von Rechtssicherheit ist eine entsprechende Klarstellung durch explizite Aufnahme
des Statistical Matching im Rahmen einer ,,Erlaubnisnorm*im BStatG wiinschenswert.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

34. Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Erweiterung der Méglichkeiten der Datenzusammen-
fiihrungen mittels Record Linkage bei Wirtschafts- und Umweltstatistiken verschiedener
Datenproduzenten.

35. Herstellung von Rechtssicherheit durch explizite Aufnahme des Statistical Matching als
»Erlaubnisnorm® in das BStatG.

Ubermittlung von aggregierten Verwaltungsdaten nach dem Verwaltungsdatenverwendungs-
gesetz an die Deutsche Bundesbank

Es besteht das Petitum der Bundesbank, vom Statistischen Bundesamt Aggregate aus Rohdaten
zu erhalten, die die Finanzverwaltung den statistischen Amtern monatlich aufgrund des Verwal-
tungsdatenverwendungsgesetzes libermittelt. Die Bundesbank méchte priifen, ob sich mithilfe
dieser aggregierten Verwaltungsdaten die Basis der Konjunkturbeobachtung und somit der
-prognose verbessern ldsst.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

36. Aggregierte Verwaltungsdaten, die auf Grund des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes
an das Statistische Bundesamt tibermittelt wurden, sollen der Deutschen Bundesbank zum
Zweck der Verbesserung von Prognosen zur Verfiigung gestellt werden.
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5. EU-Harmonisierung

Die dynamische Entwicklung des Statistikrechts der Europdischen Union in den vergangenen
Jahren hat die formalen und materiellen Differenzen zum Statistikrecht des Bundes gréf3er wer-
den lassen. Vor allem unter dem Aspekt der Rechtsklarheit stellt sich die Frage nach einer Har-
monisierung des Bundesrechts mit den geltenden Bestimmungen der EU. Dies geschieht hier
einmal mit Blick auf die Bestimmungen zur Qualitdt von Statistiken und zum Zweiten mit Blick
auf die Geheimhaltungsbestimmungen.

Harmonisierung der Qualitdatsbestimmungen

Der Regelungsumfang zum Thema Qualitdt ist derzeit in der Verordnung (EG) Nr. 223/2009 iiber
europdische Statistiken (EUStatVO) und im BStatG unterschiedlich. Damit stellt sich die Frage
nach einer Angleichung der Rechtsgrundlagen, sowohl zur Vermeidung unterschiedlicher Quali-
tdtsorientierungen fiir EU- und nationale Statistiken, als auch um die Bedeutung des Qualitdits-
themas fiir die amtliche Statistik zu unterstreichen.

Der Statistische Beirat empfiehlt:

37. Aus Griinden der Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit sollten die statistischen Grund-
satze nach Artikel 2 der EUStatVO in das BStatG aufgenommen werden und begrifflich und
inhaltlich der EUStatVO angeglichen werden. Die im geltenden BStatG genannten Grundsatze
sollen somit neu formuliert werden.

38. Das BStatG sollte entsprechend den Regelungen in der EUStatVO auf den Verhaltenskodex
Europdischer Statistiken Bezug nehmen. Eine tber die EUStatVO hinausgehende Rechts-
verbindlichkeit des Verhaltenskodex in Deutschland erscheint nicht notwendig.

39. Der Harmonisierung europdischer und nationaler Qualitatsanforderungen sollte durch einen
neuen Paragraphen zur Qualitdt im BStatG — angelehnt an die Qualitdtskriterien nach Arti-
kel 12 Absatz 1 EUStatVO - Rechnung getragen werden. Dabei sollen die einzelnen Quali-
tatskriterien aus Transparenzgriinden aufgezahlt, aber nicht definiert werden.

40. Zur Qualitatssicherung in der foderalen amtlichen Statistik sollte im BStatG ausgefiihrt wer-
den, dass die Statistischen Amter des Bundes und der Linder in ihrem jeweiligen Bereich die
einheitliche Anwendung der Qualitadtskriterien sowie die Umsetzung der daraus abgeleiteten
Qualitatsstandards der Bundesstatistiken durch geeignete Mafinahmen sicherstellen und
dass das Statistische Bundesamt die Qualitatssicherung der Bundesstatistiken koordiniert.

16



	Einführung
	1. Auftrag – Programm – Nutzer
	Politischer und gesellschaftlicher Stellenwert der Statistik/Wissenschaftliche Methodenforschung als Aufgabe der Bundesstatistik
	Erhebungen für (öffentliche und private) Dritte
	Programm – Relevanz – Mitgestaltung der Nutzer– einschließlich der Rolle des Statistischen Beirats

	2. Flexibilisierung 
	Vereinfachung der rechtlichen Anordnung von Statistiken, flexiblere Anordnung und Ausgestaltung von Erhebungen
	Arbeitsteilung zwischen statistischen Ämtern
	§ 7-Erweiterung (Erhebungen für besondere Zwecke)

	3. Zugang zu Einzelangaben (Mikrodaten)
	Zugang kommunalstatistischer Stellen zu Einzelangaben der Bundesstatistik
	Zugang anderer Produzenten europäischer Statistiken zu Statistikregistern
	Zugang der Wissenschaft zu Einzelangaben der Bundesstatistik
	Zugang der obersten Bundes- und Landesbehörden zu Einzelangaben aus Bundesstatistiken

	4. Verwaltungsdaten
	Grundsätzlicher Zugang der statistischen Ämter zu Verwaltungsdaten 
	Verwaltungsdatennutzung in den Bevölkerungs- und Haushaltsstatistiken
	Möglichkeiten zur Vereinheitlichung der Wirtschaftszweigzuordnung von Wirtschaftseinheiten
	Matching und Linking von Daten
	Übermittlung von aggregierten Verwaltungsdaten nach dem Verwaltungsdatenverwendungsgesetz an die Deutsche Bundesbank

	5. EU-Harmonisierung
	Harmonisierung der Qualitätsbestimmungen


